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Konsequenzen der EU-Erweiterung für 
den Steuerstandort Deutschland
Vergleich der Unternehmenssteuersysteme der Beitrittsstaaten und der Alt-Mitgliedstaaten
Die effektive Steuerbelastung von Kapitalgesellschaften ist in den EU-Beitrittsstaaten deutlich geringer als in 
Deutschland. Aus steuerlicher Sicht stellen Lettland, Litauen, Zypern, die Slowakei und Polen die attraktivsten 
Standorte dar. Im Durchschnitt aller zehn Beitrittsstaaten beläuft sich die Effektivbelastung von Kapitalgesellschaf-
ten im Jahr 2004 auf 19,7%. Sie unterschreitet damit das Steuerniveau in Deutschland (36%) um etwas mehr als 
16 Prozentpunkte. Auch im Vergleich zum Durchschnittswert der EU 15-Mitgliedstaaten, der 29,4% für das Jahr 
2001 beträgt, ergibt sich in den Beitrittsstaaten eine signifikant niedrigere effektive Steuerbelastung. Unter Berück-
sichtung steuerlicher Investitionsanreize sinkt die effektive Steuerbelastung in den Beitrittsstaaten auf durchschnitt-
lich 14,6% und beläuft sich damit auf nur noch etwa 40% der deutschen Effektivsteuerbelastung.
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Am 1. Mai 2004 hat die Euro-päische Union zehn neue Mitgliedstaaten erhalten. 
Auch wenn der Anteil der Beitritts-
staaten am gesamten Sozialprodukt 
der EU nur etwa drei Prozent be-
trägt, beläuft sich der Bevölke-
rungsanteil auf immerhin 16 Pro-
zent. Dies ist ein erster Hinweis auf 
das enorme Marktpotenzial dieser 
Staaten. Von besonderer Relevanz 
aus deutscher Sicht ist die unmit-
telbare Grenznähe zu den mittel- 
und osteuropäischen Beitrittsstaa-
ten, was diese Staaten zum einen 
als Handelspartner attraktiv macht. 
Als Beleg für die Intensivierung der 
Handelsbeziehungen mit den Bei-
trittsstaaten sei auf die Verdreifa-
chung deutscher Exporte von 20 
auf etwa 65 Mrd. Euro seit der Li-
beralisierung des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs im Jahr 
1993 verwiesen. Zum anderen den-
ken deutsche Investoren auch ver-
stärkt über eine Verlagerung von 
Produktionsstätten oder Teilen da-
von in die Beitrittsstaaten nach. 
Steuerliche Erwägungen können 
bei dieser Entscheidung eine erheb-
liche Rolle spielen, da Steuervortei-
le der Beitrittsstaaten im Vergleich 
zu Produktionsverlagerungen in 
andere Regionen der EU weitaus 
weniger durch höhere Transport-




rung in den Beitrittsstaaten ist bis-
lang wenig bekannt. Es finden sich 
zwar Hinweise, dass die Steuerbe-
lastung dort niedriger ist als in 
Deutschland. Damit ist aber noch 
nicht beantwortet, welche Standor-
te aus deutscher Sicht unter steuer-
lichen Gesichtspunkten besonders 
attraktiv sind und wie sich deut-
sche Investoren bei der Strukturie-
rung von Investitionen insbesonde-
re im Hinblick auf die Finanzierung 
grenzüberschreitender Investitio-
nen steuereffizient verhalten sollen, 
um vom niedrigeren Steuerniveau 
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der Beitrittsstaaten zu profitieren. 
Diese Fragen sollen im Folgenden 
eingehender erörtert werden. Zu-
nächst wird ein Überblick über die 
Regelungen zur Unternehmensbe-
steuerung in den Beitrittsstaaten 
gegeben, der in einen Vergleich mit 
den Altmitgliedstaaten eingebettet 
ist. Anschließend wird ein konkre-
ter Steuerbelastungsvergleich 
durchgeführt, der die effektiven 
Steuerbelastungen von Unterneh-
men in sämtlichen Beitrittsstaaten 
aus der Sicht deutscher Investoren 
ermittelt. Zusätzlich wird gezeigt, 
welche Konsequenzen Steuerver-
günstigungen sowie geplante Steu-
eränderungen der Beitrittsstaaten 
auf die effektiven Steuerbelastun-
gen haben. Abschließend werden 
Optionen zur Reform der Unterneh-
mensbesteuerung in Deutschland 
erörtert. Die vorgesellten Ergebnis-
se basieren auf einer Untersu-
chung, die in Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ernst & Young und dem Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) in Mannheim durch-
geführt wurde.
Niedrige Tarifbelastungen
Im Blickfeld von Investoren sind 
häufig die Tarifbelastungen der Un-
ternehmensgewinne. Diese ergeben 
sich aus den Spitzensätzen der Er-
tragsteuern unter Berücksichtigung 
ihrer Interdependenzen. Für Ge-
winne von Kapitalgesellschaften 
bewegen sie sich zwischen 12,5% 
in Irland und etwa 39% in 
Deutschland (Abbildung 1). 
Die deutsche Tarifbelastung mit 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag und Gewerbesteuer nimmt 
damit innerhalb der EU den höchs-
ten Wert an. Im Durchschnitt der 
alten und neuen Mitgliedstaaten er-
gibt sich ein Wert von etwa 28%. 
Ein wesentlicher Einfluss auf den 
Durchschnittswert geht von den 
























SK (Slovak Republic, Slowakische 
Republik)
SL (Slovenia, Slowenien)
UK (United Kingdom, 
Großbritannien)
Bruttosozialprodukt
Beitrittsstaaten: 283 Mrd. € (3 %)
Altmitgliedstaaten: 9161 Mrd. €  
(97 %)
Gesamt: 9444 Mrd. € (100 %)
Bevölkerung
Beitrittsstaaten: 75 Mio. (16 %)
Altmitgliedstaaten: 379 Mio. (84 %)
Gesamt: 454 Mio. (100 %)
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Überblick
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die durchschnittliche Tarifbelastung 




Im Hinblick auf die effektive Unter-
nehmenssteuerbelastung ist die Ta-
rifbelastung alleine nicht aussage-
fähig. Dazu sind zusätzlich die 
Körperschaftsteuersysteme, die Ge-
winnermittlungsvorschriften sowie 
weitere Steuerarten zu berücksich-
tigen. Kommt es zur Ausschüttung 
von Gewinnen, ist insbesondere bei 
mittelständischen Unternehmen die 
einkommensteuerliche Behandlung 
von Dividenden und somit die Aus-
gestaltung der Körperschaftsteuer-
systeme relevant.
Wird auf den Umfang der Inte-
gration der Körperschaftsteuer in 
die Einkommensteuer abgestellt, 
können Körperschaftsteuersysteme 
in drei Gruppen eingeteilt werden: 
Klassisches System sowie Doppel-
besteuerung mildernde oder ver-
meidende Systeme. Eine Milderung 
oder Vermeidung der Doppelbe-
steuerung kann durch Begünsti-
gung ausgeschütteter Gewinne auf 
Ebene der Gesellschaft – Dividen-
denabzug und gespaltener Körper-
schaftsteuersatz – oder auf Ebene 
der Anteilseigner mittels Körper-
schaftsteueranrechnung sowie be-
günstigter Besteuerung von Divi-
denden erreicht werden. Von den 
neun denkbaren Alternativen sind 
in der EU sechs anzutreffen (Abbil-
dung 2).
Das klassische System, bei dem 
Dividenden weder auf Gesell-
schafts- noch auf Anteilseignerebe-
ne im Vergleich zu den sonstigen 
Einkünften entlastet werden, be-
steht nur in Irland. Dort kommt es 
im Ausschüttungsfall zu einer un-
gemilderten Doppelbelastung der 
Gewinne, da diese mit Körper-
schaft- und voller Einkommensteu-
er belastet sind. 
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Abb. 1: Tarifbelastungen der Gewinne von Kapitalgesellschaften in der EU (2004)
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Dem klassischen System stehen 
die Systeme zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung gegenüber, also 
das Vollanrechnungssystem und 
das Dividendenfreistellungssystem. 
Im Vollanrechnungssystem, das 
derzeit noch in Finnland, Frank-
reich und Malta zur Anwendung 
kommt, wird die Doppelbesteue-
rung ausgeschütteter Gewinne 
durch die vollständige Anrechnung 
der auf der Dividende lastenden 
Körperschaftsteuer auf die Einkom-
mensteuer vermieden. Im Ergebnis 
sind ausgeschüttete Gewinne somit 
nur mit Einkommensteuer nach 
Maßgabe der persönlichen Verhält-
nisse der Anteilseigner belastet. Al-
ternativ kann die Doppelbesteue-
rung von Gewinnausschüttungen 
durch das Dividendenfreistellungs-
system vermieden werden. Da in 
diesem Fall Dividenden von der 
Einkommensteuer befreit sind, un-
terliegen ausgeschüttete ebenso 
wie einbehaltene Gewinne aus-
schließlich der Körperschaftsteuer. 
Das Dividendenfreistellungssystem 
kommt in Estland, Griechenland, 
Lettland und der Slowakei zur An-
wendung. Eine Besonderheit be-
steht in Estland, das das Dividen-
denfreistellungssystem mit einem 
gespaltenen Körperschaftsteuersatz 
kombiniert: Thesaurierte, also von 
Kapitalgesellschaften einbehaltene 
Gewinne, werden dort von der Kör-












Kapitalgesellschaft     
1. Investiertes Kapital 1.000,00 1.000,00 1.000,00 1.000,00 1.000,00
2. Gewinn vor Steuern (10% von 1.) 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00
3. Körperschaftsteuer (40%) 40,00 40,00 40,00 40,00 40,00
4. Gewinn nach Steuern = Dividende 60,00 60,00 60,00 60,00 60,00
Anteilseigner     
5. Dividende 60,00 60,00 60,00 60,00 60,00
6. Anrechnungsguthaben - 40,00 - 15,00 -
7. Steuerpflichtiges Einkommen (5.+6.) 60,00 100,00 0,00 75,00 30,00
8. Einkommensteuer (50%) 30,00 50,00 0,00 37,50 15,00
9. Anrechnungsguthaben - 40,00 - 15,00 -
10. Einkommensteuerzahllast (8.-9.) 30,00 10,00 0,00 22,50 15,00
11. Netto-Einkommen (5.-10.) 30,00 50,00 60,00 37,50 45,00
12. Gesamtsteuerlast (3.+10.)
(Kapitalgesellschaft+Anteilseigner)
70,00 50,00 40,00 62,50 55,00
Funktionsweise der unterschiedlichen Körperschaftsteuersysteme
Annahmen: 
· Der Körperschaftsteuersatz beträgt jeweils 40 % und der Einkommensteuersatz jeweils 50 %.
· Im Teilanrechnungssystem soll ein Viertel der Dividende als Anrechnungsguthaben gewährt werden.
· Das Shareholder-Relief-System entspricht dem Deutschen Halbeinkünfteverfahren, d.h. die Hälfte der Dividende ist von der Einkommensteuer befreit.
schüttungsfall kommt es zu einer 
Belastung mit Körperschaftsteuer.
Die Doppelbesteuerung mildern-
den Systeme nehmen eine Zwi-
schenstellung ein. In der EU gibt es 
mit dem Teilanrechnungssystem 
und den Shareholder-Relief-Verfah-
ren zwei Ausprägungen. Das Teilan-
rechnungssystem ist nur noch in 
Spanien anzutreffen. Dort werden 
Dividenden zusammen mit dem An-
rechnungsguthaben, das geringer 
als die auf der Dividende lastende 
Körperschaftsteuer ist, in die ein-
kommensteuerliche Bemessungs-
grundlage einbezogen. Da die Kör-
perschaftsteuer nicht vollständig auf 
die Einkommensteuer angerechnet 
werden kann, wird ein Teil davon 
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stets definitiv, weshalb die Gesamt-
steuerbelastung höher als im Vollan-
rechnungssystem ausfällt. Kennzei-
chen der so genannten Shareholder-
Relief-Verfahren ist eine mehr oder 
weniger pauschale Ermäßigung der 
Einkommensteuer auf Dividenden-
einkünfte. Anknüpfungspunkte für 
die Einkommensteuerermäßigung 
bilden der persönliche Steuersatz, 
der im Vergleich zum allgemeinen 
Einkommensteuertarif geringer aus-
fällt, oder die einkommensteuerliche 
Bemessungsgrundlage, sofern ein 
Teil der Dividenden freigestellt ist. 
Letzteres ist beispielsweise im deut-
schen Halbeinkünfteverfahren der 
Fall, das seit 2001 angewendet wird 
und Dividenden zur Hälfte von der 
Einkommensteuer befreit. Wie hoch 
die Gesamtbelastung im Vergleich 
zum Vollanrechnungssystem aus-
fällt, lässt sich nur für den konkre-
ten Einzelfall entscheiden. In Ab-
hängigkeit von der Höhe des Kör-
perschaftsteuersatzes und des Aus-
maßes der Einkommensteuerermä-
ßigung kann die Gesamtbelastung 
durchaus geringer als im Vollan-
rechnungssystem sein.
Innerhalb der EU ist eine Domi-
nanz der Shareholder-Relief-Verfah-
ren festzustellen. Mit dem Wechsel 
vom Vollanrechnungssystem zum 
Halbeinkünfteverfahren im Jahr 
2001 hat sich Deutschland diesem 
internationalen Trend angeschlos-
sen. Diesem Trend folgen auch 
sechs der zehn Beitrittsstaaten, 
weshalb deren Körperschaftsteuer-
systeme durchaus dem europäi-
schen Standard entsprechen. Im 
Jahr 2005 werden sich Finnland 
und Frankreich anschließen, so 
dass innerhalb der EU nur noch 
Malta und Spanien Anrechnungs-
verfahren anwenden.
Die Heterogenität der Körper-
schaftsteuersysteme ist ursächlich 
für unterschiedliche steuerliche 
Wettbewerbsbedingungen bzw. Ge-
samtsteuerbelastungen, denen nati-
onal tätige mittelständische Unter-
nehmen ausgesetzt sind. Das 
Grundproblem der Shareholder-Re-
lief-Verfahren ist es, dass sie zwar 
neutral in Bezug auf grenzüber-
schreitende Investitionen wirken 
und somit EU-rechtlich unbedenk-
lich sind, da Dividenden aus dem 
In- und Ausland gleich besteuert 
werden. Allerdings wird bei inlän-
dischen Investitionen keine Neutra-
lität im Hinblick auf die Rechtsform 
und die Finanzierung von Unter-
nehmen erreicht, da die Gesamtbe-
lastung regelmäßig vom persönli-
chen Einkommensteuersatz ab-
weicht. Die Unternehmensbesteue-
rung in der Mehrzahl der EU-Mit-
gliedstaaten ist somit – wie in 
Deutschland – Verzerrungen ausge-
setzt. Ein Übergang zum ebenfalls 
binnenmarktgerechten Dividenden-
freistellungsverfahren könnte diese 
innerstaatlichen Verzerrungen ver-
meiden, sofern gleichzeitig die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer-
sätze aufeinander abgestimmt wer-
den. Interessant ist, dass neben 
Griechenland mit Estland, Lettland 
und der Slowakei drei Beitrittsstaa-
Abb. 3: Ausgewählte Gewinnermittlungsvorschriften (EU-15, 2004)
Abb. 4: Ausgewählte Gewinnermittlungsvorschriften (Beitrittsstaaten, 2004)
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Steuerstandort Deutschland
ten Dividenden vollständig von der 
Einkommensteuer befreien. Theo-
retisch denkbar wäre zwar auch ei-
ne Rückkehr zum Vollanrechnungs-
system, das bei rein nationaler Be-
trachtung unbestrittene Vorteile 
aufweist, da es grundsätzlich eine 
im Hinblick auf die Rechtsform und 
Finanzierung von Unternehmen 
neutrale Besteuerung gewährleistet. 
Die europarechtlichen Diskriminie-
rungsverbote, die im EG-Vertrag ko-
difiziert sind und vom Europäi-
schen Gerichtshof mit zunehmen-
der Intensität überprüft werden, 
machen es allerdings erforderlich, 
dass auch eine ausländische Kör-
perschaftsteuer auf die inländische 
Einkommensteuer angerechnet 
wird. Die Erfahrungen der Vergan-
genheit gerade in Deutschland ha-
ben jedoch gelehrt, dass diesem 
Vorgehen unüberwindbare admi-
nistrative Hindernisse entgegenste-
hen und große fiskalische Einbu-
ßen zu befürchten wären. Letztlich 
waren diese Probleme ausschlagge-
bend für die Abschaffung des Voll-
anrechnungssystems im Jahr 2000.
Stärkere Reglementierung bei der 
steuerlichen Gewinnermittlung
Die effektive Körperschaftssteuer-
belastung der Gewinne von Kapi-
talgesellschaften entspricht dem 
Produkt aus Bemessungsgrundlage 
und Steuersatz. Bemessungsgrund-
lage ist der Gewinn. Hinsichtlich 
der Gewinnermittlungsvorschriften 
fallen vor allem folgende Tatbestän-
de auf. In den meisten Altmitglied-
staaten (Abbildung 3) besteht eine 
mehr oder weniger stark ausge-
prägte Verknüpfung zwischen Han-
dels- und Steuerbilanz, die auch als 
Maßgeblichkeit der Handels- für 
die Steuerbilanz bezeichnet wird. 
Konzeptionelle Unterschiede bei 
der Gewinnermittlung sind somit 
eher gering, Besonderheiten beste-
hen aber im angelsächsischen 
Rechtskreis. 
Größere Unterschiede sind bei 
den einzelnen Bilanzierungs- und 
Bewertungsvorschriften festzustel-
len, materiell am bedeutsamsten 
Abb. 5: Sonstige Unternehmenssteuern in der EU (2004)
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sind die Regelungen für die Ab-
schreibung von Maschinen, die 
Vorratsbewertung, die Periodisie-
rung von Vorsorgeaufwendungen 
sowie für die hier nicht wiederge-
gebene Passivierung von Rückstel-
lungen. Hinzu kommen unter-
schiedliche Verlustabzugsvorschrif-
ten. Aufgrund dieser Detailunter-
schiede und der zahlreichen Wahl-
rechte können die Konsequenzen 
der Gewinnermittlungsvorschriften 
für die effektive Steuerbelastung 
nur für den Einzelfall angegeben 
werden.
Die Situation in den Beitrittsstaa-
ten (Abbildung 4) zeigt ebenfalls 
beachtliche zwischenstaatliche Un-
terschiede. Im Vergleich zu den Alt-
mitgliedstaaten fallen im Wesentli-
chen drei Besonderheiten auf: 
(1) Historisch bedingt spielt die 
Frage der Maßgeblichkeit der han-
delsrechtlichen für die steuerliche 
Gewinnermittlung im Grundsatz 
keine Rolle. Denn bei den Beitritts-
staaten handelt es sich um ehema-
lige Staatshandelsländer, in denen 
die Gewinnerzielung gänzlich un-
bekannt war. Im Mittelpunkt stand 
vielmehr die Erfüllung von Plan-
vorgaben. 
(2) Wahlrechte bei der steuerli-
chen Gewinnermittlung, z.B. bei 
Abschreibungen und der Bewer-
tung von Vorräten, werden abgese-
hen von Estland in keinem Bei-
trittsstaat gewährt. Damit weist die 
steuerliche Gewinnermittlung in 
diesen Ländern einen höheren Grad 
an Objektivierung auf, was auch 
dadurch belegt wird, dass Rückstel-
lungen für ungewisse Verbindlich-
keiten in der Mehrzahl der Beitritts-
staaten für steuerliche Zwecke 
nicht anerkannt werden. 
(3) In sämtlichen Beitrittsstaaten 
wird ein Verlustrücktrag untersagt, 
der Vortrag von Verlusten unterliegt 
mehrheitlich zeitlichen Beschrän-
kungen. 
Im Vergleich zu den Altmitglied-
staaten trifft in den Beitrittstaaten 
die niedrigere Tarifbelastung somit 
auf eine breitere Bemessungsgrund-
lage, weshalb dort insoweit die ef-
fektive näher an der tariflichen 
Steuerbelastung liegen dürfte.
Lokale Gewinn- und Substanzsteuern 
fallen nicht ins Gewicht
Neben der Körperschaftsteuer fällt 
in allen Altmitgliedstaaten eine 
Grundsteuer (GrSt) an. Als Resultat 
der weitgehenden Abschaffung von 
Vermögens-(VSt), Lohnsummen-
(LSSt) und Gewerbekapitalsteuern 
(GewSt-K) in den 80-er und 90-er 
Jahren des vorherigen Jahrhunderts 
werden zusätzliche ertragsunab-
hängige Steuern nur noch verein-
zelt erhoben. Eine Ausnahme bildet 
insoweit Frankreich, wo mit der 
„taxe professionnelle“ eine Gewer-
besteuer sowie darüber hinaus drei 
kleinere Lohnsummensteuern an-
fallen. Schließlich sind in Deutsch-
land und Luxemburg mit der Ge-
werbesteuer vom Ertrag (GewSt-E) 
und in Italien mit der regionalen 
Wertschöpfungsteuer IRAP zusätz-
liche Gewinnsteuern zu berück-
sichtigen (Abbildung 5).
In den Beitrittsstaaten haben die 
sonstigen Unternehmenssteuern ei-
ne noch geringere Bedeutung. So 
wird in Estland, Malta und Slowe-
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nien nicht einmal eine Grundsteuer erhoben. Ungarn 
ist der einzige Staat, der mit einer Art Wertschöpfung-
steuer neben der Körperschaftsteuer und der Grund-
steuer eine zusätzliche Steuer erhebt.
Effektive Steuerbelastungen 
Im Folgenden werden die Konsequenzen der unter-
schiedlichen Elemente der Steuerrechtsordnungen in 
den Beitrittsstaaten auf die effektive Steuerbelastungen 
bei nationalen und grenzüberschreitenden Investitio-
nen aus der Sicht deutscher Investoren untersucht. Die 
Berechnungen basieren auf Grundannahmen für Mus-
terunternehmen in der Rechtsform der Kapitalgesell-
schaft. Investitionen können dabei in fünf unterschied-
liche Wirtschaftsgüter erfolgen (Gebäude, maschinelle 
Anlagen, immaterielle Wirtschaftsgüter, Finanzanlagen 
und Vorräte), die Finanzierung erfolgt alternativ über 
einbehaltene Gewinne, eine Kapitalerhöhung oder ein 
Gesellschafterdarlehen. Die effektiven Steuerbelastun-
gen werden auf Grundlage der international anerkann-
ten Methode nach Devereux und Griffith ermittelt, die 
beispielsweise auch von der EU-Kommission oder der 
OECD für internationale Steuerbelastungsvergleiche 
herangezogen wird. Die Berechnungen berücksichtigen 
sämtliche relevanten Steuerarten, denen die Gewinne 
und das Vermögen von Kapitalgesellschaften unterlie-
gen, die tariflichen Steuersätze sowie die Bemessungs-
grundlagen der einbezogenen Steuerarten. Auch die 
Einbehaltung von Quellensteuern nach Maßgabe der 
jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen sowie die 
Methoden zur Vermeidung der internationalen Doppel-
besteuerung sind berücksichtigt.
Investitionen in den Beitrittsstaaten
Bei nationaler Geschäftstätigkeit, d.h. bei ausschließli-
cher Betrachtung der Ebene der Tochtergesellschaft, 
unterliegen 
Kapitalgesellschaften in Deutschland einer effektiven 
Steuerbelastung von 36%. Dagegen beträgt die Effek-
tivbelastung für in den Beitrittsstaaten ansässige Kapi-
talgesellschaften im Durchschnitt lediglich 19,7%. 
Die Effektivbelastung liegt damit nicht nur signifi-
kant unter dem deutschen Steuerniveau, sondern auch 
deutlich unter dem Durchschnitt der EU 15-Staaten 
(29,4% für 2001). Die geringsten Belastungen weisen 
neben Litauen (13,1%) und Lettland (14,4%) die Slo-
wakei (16,7%) und Polen (17,5%) auf (Abbildung 6).
Grenzüberschreitende Investitionen aus deutscher Sicht
Bei grenzüberschreitender Geschäftstätigkeit über 
Tochtergesellschaften wird die Steuerbelastung nicht 
nur durch die die in den Beitrittsstaaten anfallenden 
Steuern bestimmt, sondern zusätzlich durch mögliche 
Quellensteuern und deutsche Steuern determiniert. Da 
Steuerstandort Deutschland
gemäß den deutschen Doppelbesteuerungsabkommen 
ausländische Gewinne zu 95% von der deutschen Be-
steuerung freigestellt sind, können auch deutsche Mut-
tergesellschaften von dem erheblich niedrigeren Steu-
erniveau der Beitrittsstaaten profitieren und die Effek-
tivbelastung auf durchschnittlich 24,5% senken. Auf-
grund des niedrigeren Steuerniveaus der Beitrittsstaa-
ten ist aus steuerlicher Sicht regelmäßig die Eigen- der 
Fremdkapitalfinanzierung der Tochtergesellschaft über-
legen. Am günstigsten ist es, Gewinne auf Ebene der 
Töchter zu thesaurieren, also im Ausland einzubehal-
ten. Die gesamte Steuerlast kann damit auf das niedri-
gere ausländische Steuerniveau gesenkt werden. Zu-
sätzliche Steuern fallen erst bei Ausschüttung an die 
deutsche Muttergesellschaft an. Effektivbelastungen 
unter dem Durchschnittswert von 24,5% ergeben sich 
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für Tochtergesellschaften in Litauen 
(15,3%), Zypern (16,7%), Lettland 
(20,2%), der Slowakei (22,3%), 
Polen (23,0%) und Ungarn 
(23,9%) (Abb. 7). 
Tax incentives und geplante Steuer-
reformen in den Beitrittsstaaten
Die Beitrittsstaaten gewähren teil-
weise beachtliche steuerliche In-
vestitionsvergünstigungen bzw. tax 
incentives. Unter Berücksichtigung 
dieser Steueranreize sinkt die Ef-
fektivbelastung von Tochtergesell-
schaften in den Beitrittsstaaten auf 
durchschnittlich 14,6%, in Litauen 
sogar auf 7,3%. Belastungen von 
weniger als 10% ergeben sich auch 
in Lettland (7,6%) und der Slowa-
kei (8,5%). Aufgrund der Freistel-
lung von Auslandsgewinnen in Hö-
he von 95% profitieren deutsche 
Muttergesellschaften auch dann 
von den Investitionsvergünstigun-
gen, wenn die Gewinne in Form 
von Ausschüttungen nach Deutsch-
land repatriiert werden. Im Ergeb-
nis reduziert sich die effektive 
Steuerbelastung bei grenzüber-
schreitender Tätigkeit unter Be-
rücksichtigung der Steueranreize 
auf durchschnittlich 19,6%. 
In vielen Fällen dürften die Inves-
titionsanreize allerdings mit den 
Beihilfeverboten des EG-Vertrags 
kollidieren. Danach sind steuerliche 
Begünstigungen bedenklich, soweit 
sie nicht allen in- und ausländi-
schen Investoren offen stehen, son-
dern beispielsweise auf bestimmte 
Regionen oder Wirtschaftszweige 
beschränkt sind. Es ist deshalb zu 
erwarten, dass die tax incentives im 
Zuge des EU-Beitritts modifiziert 
oder abgeschafft werden, sofern sie 
nicht automatisch auslaufen. 
Die Abschaffung der Investitions-
anreize versuchen einige Länder 
durch Tarifsenkungen zu kompen-
sieren, um Investoren auch weiter-
hin steuerlich attraktive Standort-
bedingungen bieten zu können. So 
haben Zypern für 2005, Tschechien 
für 2005 und 2006 sowie Estland 
für 2006 und 2007 bereits Absen-
kungen ihrer Körperschaftsteuersät-
ze beschlossen. Des Weiteren ist 
die Mutter-Tochter-Richtlinie 
(MTR) spätestens ab 2005 von den 
Beitrittsstaaten zu übernehmen, 
weshalb ab diesem Zeitpunkt auf 
Dividendenzahlungen an deutsche 
Muttergesellschaften keine Quellen-
steuer mehr einbehalten werden 
darf. Bei Erweiterung der Modell-
rechnungen um beide Sachverhalte 
ergibt sich eine durchschnittliche 
Steuerbelastung von 18,3% auf 
Ebene der Unternehmen in den 
Beitrittsstaaten und von 20,3% auf 
Ebene der deutschen Muttergesell-
schaft bei grenzüberschreitender 
Tätigkeit. Aus steuerlicher Sicht ge-
winnen Standorte in den Beitritts-
staaten damit noch weiter an At-
traktivität (Abbildung 8).
Vergleicht man ausschließlich 
Abb. 8: Einfluss von tax incentives und geplanten Steuerreformen auf die effektiven Steuerbelastungen bei grenzüberschreitenden 
Investitionen
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den Status quo im Jahr 2004 (erste 
Reihe in Abbildung 8) mit den Be-
lastungen, die sich nach Übernah-
me der Mutter-Tochter-Richtlinie, 
also nach Abschaffung der Divi-
dendenquellensteuern, und der 
Umsetzung der geplanten Steuer-
senkungen ergeben (vierte Reihe in 
Abbildung 8), lässt man also die 
tax incentives außer Betracht, wird 
Folgendes deutlich: Mit Polen, der 
Slowakei, Tschechien und Ungarn 
zählen die wichtigsten Zielländer 
für deutsche Direktinvestitionen zu 
den Kandidaten, bei denen die Ef-
fektivbelastungen unter 20% liegen 
und damit nahezu nur halb so 
hoch wie in Deutschland sind.
Reformüberlegungen
Der Politik ist bewusst geworden, 
dass sich im Zuge der EU-Erweite-
rung der Steuerwettbewerb in Eur-
opa intensiviert hat. Die Forderun-
gen nach Schaffung einer Mindest-
besteuerung zur Begrenzung des 
Steuerwettbewerbs innerhalb der 
EU sind nicht zu überhören. Der 
Steuerwettbewerb gilt als unfair, da 
die Beitrittsstaaten Empfänger be-
trächtlicher Transferleistungen aus 
Brüssel sind, womit eine geringere 
Notwendigkeit besteht, staatliche 
Ausgaben über Steuereinnahmen 
zu finanzieren. So verständlich das 
Anliegen für eine Mindestbesteue-
rung aus politischer Sicht auch sein 
mag – ökonomisch ist es jedenfalls 
nicht unumstritten – so gering sind 
dessen Realisierungschancen. Denn 
um innerhalb der EU Beschlüsse in 
steuerlichen Angelegenheiten her-
beizuführen, müssen aufgrund des 
Einstimmigkeitsprinzips sämtliche 
Mitgliedstaaten zustimmen.
Zur Verbesserung der steuerli-
chen Standortattraktivität Deutsch-
lands ist deshalb der Gesetzgeber 
aufgerufen, die nationale Unterneh-
mensbesteuerung zu reformieren. 
Die derzeitigen Diskussionen inner-
halb des politischen Lagers schei-
nen dieses Ziel jedoch noch lange 
nicht im Visier zu haben. Die De-
batten kreisen um die Abschaffung 
von Steuervergünstigungen bei Pri-
vatpersonen und die Gestaltung des 
Einkommensteuertarifs. Indes: Ob 
der Tarif progressiv verläuft oder 
ein Stufentarif gilt ist nicht nur für 
die Höhe der Steuerbelastung uner-
heblich. Auch die Steuererklärung 
wird deswegen nicht einfacher, auf 
einen Bierdeckel passt sie jedenfalls 
nicht. Um Investoren nach 
Deutschland zu locken und steuer-
lich motivierte Geschäftsverlage-
rungen ins Ausland weniger attrak-
tiv zu machen, ist vielmehr eine 
deutliche Absenkung der Steuerbe-
lastung von Unternehmen erforder-
lich. Der internationale Vergleich 
zeigt dabei, dass dazu ein Steuer-
satz von höchstens 30% (inklusive 
Gewerbesteuer) anzupeilen ist, also 
ein Wert, der die derzeitige Tarifbe-
lastung der Unternehmensgewinne 
um ein Viertel unterschreitet. 
Gleichzeitig ist dafür zu sorgen, 
dass die Unternehmenssteuern bes-
ser in die persönliche Einkommen-
steuer integriert werden. Vor die-
sem Hintergrund sind die Vorschlä-
ge des Sachverständigenrats und 
das Kirchhof’sche Modell eines 
Steuersystems weitaus zielführen-
der als die insbesondere im Bereich 
der Unternehmensbesteuerung 
noch vagen Vorstellungen der poli-
tischen Parteien.
Ergebnisse
1. Die Regelungen zur Unterneh-
mensbesteuerung in den Beitritts-
staaten bewegen sich innerhalb der 
Bandbreite der Altmitgliedstaaten. 
Mehrheitlich treffen jedoch gerin-
gere tarifliche Steuersätze auf brei-
tere Bemessungsgrundlagen.
2. Die durchschnittliche effektive 
Steuerbelastung nationaler Investi-
tionen in den Beitrittsstaaten be-
trägt 19,7%. Sie ist damit deutlich 
geringer als in den Altmitgliedstaa-
ten (29,4% in 2001) und in 
Deutschland (36%).
3. Aus der Sicht deutscher Investo-
ren sind Investitionen in den Bei-
trittsstaaten geringer belastet als in-
ländische Investitionen. Aus steuer-
licher Sicht sollten Investitionen in 
erster Linie mit Eigenkapital finan-
ziert werden. 
4. Die in den Beitrittsstaaten ge-
währten Steuervergünstigungen ha-
ben einen großen Einfluss auf die 
Höhe der Steuerbelastung. Auf-
grund der Freistellung von Dividen-
den profitieren deutsche Investoren 
auch im Fall der Repatriierung der 
Gewinne ins Inland von diesen Ver-
günstigungen. Zahlreiche Steuer-
vergünstigungen kollidieren jedoch 
mit den EU-rechtlichen Beihilfebe-
stimmungen.
5. Mehrere Beitrittsstaaten haben 
weitere Steuersenkungen angekün-
digt. Zudem wird die Mutter-Toch-
ter-Richtlinie spätestens ab 2005 
übernommen. Im Ergebnis redu-
ziert sich dadurch nochmals die Ef-
fektivbelastung von Investitionen 
in den Beitrittsstaaten.
6. Zur Verbesserung der steuerli-
chen Standortattraktivität Deutsch-
land ist in erster Linie eine deutli-
che Reduzierung der Unterneh-
menssteuerbelastung erforderlich.•
Steuerstandort Deutschland
